
15

Montag, 4. März 2024

Kanton Solothurn, Stadt/RegionOlten,
Niederamt, Thal/Gäu

Vertrauensbeweis der Bevölkerung
Regierung zeigt sich erfreut über das Abstimmungsergebnis zur 1:85-Initiative und sieht sich bestätigt.

Urs Moser

DasStimmvolkwill nichtsdavon
wissen, eine verbindlicheOber-
grenze fürdenPersonalbestand
inderkantonalenVerwaltungzu
setzen und die Personalent-
wicklung an das Bevölkerungs-
wachstum zu koppeln. Die
1:85-Initiative der FDP wurde
mit 55,5 Prozent Neinstimmen
recht deutlich abgelehnt.

Heute sind rund 3500 Per-
sonenbeimStaat angestellt.Das
heisst inderZentralverwaltung,
bei der Polizei, den Gerichten
oder an kantonalen Schulen.
Nicht zum Staatspersonal im
Sinn der 1:85-Initiative gerech-
net werden die Lehrkräfte an
den Volksschulen und das Spi-
talpersonal.

Damit ist das von der Initia-
tive vorgegebeneVerhältnis von
einer Vollzeitstelle pro 85 Ein-
wohnerinnen und Einwohnern
aktuell bereits überschritten.
Wäre die Initiative angenom-
men worden, hätten rund 150
Stellen abgebaut werden müs-
sen.

SehrklaresNeinkam
ausSolothurnundOlten
Dasdürftewohl einHauptgrund
für das Scheitern der Initiative
gewesen sein. Die Gegner hat-
ten im Abstimmungskampf da-
vor gewarnt, dass es bei einer
Annahmezu reihenweisenEnt-
lassungen beim Kanton und
einemempfindlichenAbbauder
staatlichen Dienstleistungen
kommenwürde (wasdie Initian-
tenallerdings vehementbestrit-
ten).

Bei einerhohenStimmbetei-
ligung von knapp 55 Prozent ist
das Ergebnis mit 54649 Nein-
gegen 43 876 Jastimmen nicht
gerade eine Blamage für die
Freisinnigen (Kantonsrat und
Handelskammer-Direktor Da-
niel Probst spricht sogar von
einem «grossen Erfolg»), aber
doch eindeutig. Die Initiative
wurde inallenzehnBezirkenab-
gelehnt, eine Ja-Mehrheit gabes
in 22Gemeinden.

Ein regionaler Schwerpunkt
ist dabei nicht auszumachen,
einzelne Ja-Mehrheiten gab es
über den ganzen Kanton ver-
teilt. Auffallenddeutlichwardie
Ablehnung indenStädtenOlten
mit 62 und Solothurnmit sogar
fast 66 Prozent Neinstimmen.

Auch das bürgerlich geprägte
Grenchen lehnte die Initiative
ab, aber mit «nur» gut 53 Pro-
zent Neinstimmen.

Vertrauensbeweis für
RegierungundVerwaltung
LandammannPeterHodel zeig-
te sichamSonntag selbstredend
erfreut über das Ergebnis, die
Regierunghatte vor der Initiati-
ve gewarnt, sie lege ihr ein zu
starres Korsett um und sei fak-
tisch kaumumzusetzen – schon
gar nicht ohne empfindlichen
Leistungsabbau.

Mit demdeutlichenAbstim-
mungsergebnishabedieStimm-
bevölkerung ihr Vertrauen
gegenüber Regierung und Ver-
waltungzumAusdruckgebracht,
so Hodel. Man habe aufzeigen
können, dass der Kanton Solo-
thurnbereitsübereine schlanke
Verwaltungverfügt,die ihreAuf-
gaben effizient erledigt.

Selbstverständlich nehme
mandasnunabernicht als Frei-
pass für einungezügeltesPerso-
nalwachstum. Im Gegenteil
sehe sich der Regierungsrat in

derPflicht, inder angespannten
Finanzlageweiterhinumsichtig
mit den zur Verfügung stehen-
den Mitteln umzugehen und
auch den Personalbestand und
das Leistungsangebot der Ver-
waltung immerwieder zu über-
prüfen. Hodel erwähnte am
Sonntag einmal mehr, dass das
Wachstumdervergangenen Jah-
re schwergewichtig auf neue
Aufträge zurückzuführen sei,
die der Kantonsrat der Verwal-
tung erteilt hat.

Gegenüber dem aktuellen
Stand hätte die 1:85-Initiative
zu einer Reduktion des Perso-
nalaufwands um rund 20 Mil-
lionen geführt. Nachdem man
für das laufende Jahr einDefizit
von 112 Millionen budgetieren
musste, hat der Regierungsrat
unabhängig davon ein Spar-
massnahmenpaket im Umfang
von mindestens 60 Millionen
angekündigt.

Eine erste Auslegeordnung
dazu sei gemacht, nähergingFi-
nanzdirektorHodel amSonntag
aber noch nicht auf den Inhalt
desMassnahmenplansein.Aber

ja: Selbstverständlich werde es
auch hier nicht ohne Abstriche
bei den erbrachten Leistungen
gehen.

Gegen die Initiative hatten
sich die Personalverbände, die
SPunddieGrünen ineinemKo-
miteevereinigt.AuchdieMitte-
Partei hatte sichdagegenausge-
sprochen.

Votumfüreinen
leistungsfähigenKanton
Das Gegenkomitee wertete das
Abstimmungsergebnis am
Sonntag als «Votum für einen
leistungsfähigenundeffizienten
KantonSolothurn».Die Initian-
ten hätten zu keinemZeitpunkt
benennenkönnen,wogenau sie
in der kantonalen Verwaltung
verorten oder welche Leistun-
gen sie streichenmöchten.Man
hoffe, dass die Initianten nun
einsehen, dass das Solothurner
Staatspersonal gut und effizient
arbeitet und der Kanton zu
einem der effizientesten in der
Schweiz gehört.

SP-KantonsratMatthiasStri-
cker, Präsident des Lehrkräfte-

verbands: «Die Stimmberech-
tigtenhabenein starkesZeichen
gesetzt, dassdie Initiativeunnö-
tigwarundderBevölkerungund
denGemeindenmassiv gescha-
det hätte.» Für Kantonsrätin
Marlene Fischer von den Grü-
nen hat «die Bevölkerung er-
kannt, dass die starreQuote für
dasStaatspersonal unrealistisch
war und Massenkündigungen
zur Folge gehabt hätte». Das
FDP-Rennpferd habe sich bös
vergaloppiert, so die Grünen.
DerAbstimmungssonntaghabe
gezeigt, dass die Partei «mit
Staatsdemontagethemen der
SVP nicht punkten kann».

«Erleichtert» meldete sich
am Sonntag auch die EVP zu
Wort.«Die Initiativewarder fal-
scheAnsatz», soKantonsratAn-
dréWyss.Die Zahl der benötig-
ten Staatsangestellten sei ab-
hängig von den Aufgaben, die
die Politik vom Staat verlangt,
nicht von der Einwohnerzahl.
Die gut 44 Prozent Jastimmen
seien aber auch einAuftrag, die
GrössederVerwaltungmassvoll
zu halten.

Kommentar

Es braucht
mehr als den
Rasenmäher
Weder glauben die Solothur-
nerinnen und Solothurner, dass
ihr Staat aufgebläht ist, noch
hören sie in derKantonsverwal-
tung denAmtsschimmel
wiehern:Das zeigt dasResultat
zur 1:85-Initiative der FDP. Sie
wurdemit 55,5 ProzentNein-
Stimmen klar verworfen.Das
ist einVertrauensbeweis für das
Staatspersonal: Offensichtlich
ist die Bevölkerung zufrieden
mit der Leistung, die sie für ihr
Steuergeld geboten erhält.

Abgehakt ist dieDebatte um
das Leistungsangebot der
Verwaltung damit aber nicht:
Die Kantonsfinanzen sehen
nicht gut aus. Die Frage, wo
gespart werden kann, bleibt
auf demTisch. Dass dieser
Punkt nicht einfachwegzuwi-
schen ist, zeigt sich an den
doch 44 Prozent Ja-Stimmen.

Offensichtlich aber hielt die
Mehrheit der Stimmbürgerin-
nen und Stimmbürger eine fixe
Quote,mit der quasi rasenmä-
herartig über den Stellenetat
gefahrenwird, für ein untaugli-
chesMittel. Die Stimmbevöl-
kerungwill nicht ein holz-
schnittartiges Vorgehen. Sie
vertraut der Regierung, die
Sparwillen bekundet und
Massnahmen in dieWege
geleitet hat. Und die Bevölke-
rung überlässt es letztlich
demjenigenGremium, abzu-
wägen und das richtigeMass
zu finden, das genau dafür
gewählt ist: Nämlich dem
Kantonsrat.

In der Vergangenheit allerdings
hatten es genau dort Sparbe-
mühungen sehr schwer, auch
wurden immerwieder neue
Stellenmit Billigung – oder gar
Aufträgen – desKantonsrates
geschaffen.DieKantonsräte
müssen sich da nun selbst in
die Pflicht nehmen.

Lucien Fluri
lucien.fluri@chmedia.ch

Landammann Peter Hodel kommentiert das Abstimmungsergebnis vor denMedien. Bild: José R. Martinez

Nachricht
Stauwegen
Auffahrunfällen

AutobahnA1 AmSamstag kam
es fast zeitgleich zu zwei Auf-
fahrkollisionen bei Flumenthal
Richtung Zürich und beiWied-
lisbach Richtung Bern. Es wa-
ren je vier Fahrzeuge invol-
viert, drei Personenwurdenda-
bei leicht verletzt. Beim ersten
Unfall bei Flumenthal bemerk-
te ein 33-jähriger Autofahrer zu
spät, dass der Verkehr vor ihm
stockte. Gleich ging es wenige
Minuten später einem 87-Jäh-
rigen auf der Überholspur bei
Wiedlisbach. Fünf Fahrzeuge
mussten insgesamt abge-
schleppt werden. (pks)

«Eher ein Denkzettel für den Regierungsrat»
FDP-Präsident StefanNünlist istmit demAbstimmungsergebnis gar nicht so unzufrieden.

UrsMoser

EinVertrauensbeweis fürRegie-
rungundVerwaltung?FDP-Prä-
sident Stefan Nünlist sieht das
etwas anders. «Man sollte das
Ergebnis eher alsDenkzettel für
denRegierungsratbezeichnen.»
DieFreisinnigennehmendieses
Ergebnis mit gut 44 Prozent Ja-
Stimmen durchaus mit Genug-
tuung zur Kenntnis, immerhin
hätten sie damit deutlich über
ihren Wähleranteil hinaus mo-
bilisiert, soNünlist.

Selbstredend ist es für die Frei-
sinnigen natürlich dennoch be-
dauerlich, dassnacheinerknap-
penMehrheit desKantonsparla-
ments nun auch die Mehrheit
der StimmendendenArgumen-
ten der Regierung gefolgt ist.
Weder der Regierungsrat noch
die ablehnenden Parteien hät-
ten sichkonstruktivmitdemAn-
liegen der 1:85-Initiative und
den Argumenten auseinander-
gesetzt, kritisiert dieFDP. Statt-
dessen sei Angst gesät und mit
demVerlust vonArbeitsplätzen

und demAbbau vonDienstleis-
tungen in Schulen und bei der
Polizei gedroht worden.

DieFreisinnigennehmenfür
sich in Anspruch, zumindest auf
das Problem des ungezügelten
Staatswachstums hingewiesen
unddamitschweizweitResonanz
erfahren zuhaben.Dass über 44
Prozent der Solothurnerinnen
undSolothurner ihreSorgeteilen,
sei erfreulich. «Das ist ein Ach-
tungserfolg und ein starkes Si-
gnal, dass die Bürokratie nicht
überborden darf», findet Präsi-

dent Nünlist. Die FDP will den
Fokus nun auf das vom Regie-
rungsratangekündigteSparpaket
im Umfang von 60 Millionen
Frankenunddie laufendeAufga-
benüberprüfung legen, auf die
auchimAbstimmungskampf im-
mer wieder hingewiesen wurde.
Der Regierungsrat stehe nun in
derPflicht,beideszügigvoranzu-
treiben. Und auch die Parteien
unddieGewerkschaftenmüssten
nun«Farbebekennen».

Die FDP bleibt unabhängig
vom Abstimmungsergebnis da-

bei: «Ein ständig wachsender
Staat führt zu höheren Steuern
und Gebühren und beschränkt
die Freiheit und Selbstverant-
wortung des Einzelnen.»

Die freisinnige Kantons-
ratsfraktionwerde nun explizit
darauf achten, dass mit dem
anstehenden Sparpaket nicht
vorwiegend Leistungen auf
Kosten der Bürgerinnen und
Bürger reduziertwerden, «son-
dern auch der Staat bei sich
selbst spart und seinen Beitrag
leistet».


